Wien Donnerstag den 5. September 1872. 


V. Jahrgang. Nr. 36. 


Oeſterreichiſche 


eitſchrift a Verwaltung. 


Herausgeber und verantwortlicher Redarteur: Dr. jur. & phil. Carl Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Comptoir der k. Wiener Zeitung (Grünangergaſſe Nr. 1). 
Commiſſionsverlag für den Buchhandel: Moritz Perles in Wien, Stadt, Spiegelgaſſe Nr. 17. 
(Pränumerationen find nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Pränumerationspreis: Für Wien mil Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbiährig 2 fl. 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 3 Thaler. 


Inſeräte werden billigſt berechnet. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei. 


Inhalt. 


Ein Beitrag zur Frage, ob eigenmächtige Selbſthilfe an ſich jtraf, 
bar ſei. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Wenn eine Gemeinde auf Grund eines, ſelbſt in ihren autonomen Wirkungskreis ge⸗ 
hörigen Beſchluſſes in den privatrechtlichen Beſitz eingreift, gehört die Entſchei⸗ 
dung über die diesfällige Beſitzſtörungsklage zur gerichtlichen Competenz. 

Zur Beleuchtung der rechtlichen Qualität jener Propinatibusrechte, welche nicht mit 
dem Beſitze einer Liegenſchaft und beziehungsweise einer Erzeugungsſtätte ver- 
bunden find. (Zu den 98 42, 44 und 45 des mähr. Propinations⸗Ablöfungsgeſetzes 
vom 29. April 1869.) 

Litteratur. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ein Beitrag zur Frage, ob eigenmächtige Selbſthilfe 
an ſich ſtrafhar ſei. 


Der Dienſtknecht Leopold O. ſchuldete dem Gaſtwirthe Mathias 
B. für genoſſene Getränke einige Gulden. Leopold O. zahlte unge⸗ 
achtet mehrerer Mahnungen ſeine Schuld nicht. Da zog ihm eines 
Tages der Gaſtwirth Mathias B., Sträubens ungeachtet, die Joppe 
aus und erklärte ihm, daß die Joppe als Pfand für die Schuld die⸗ 
nen ſolle. In Folge deſſen klagte Dienſtknecht O. den Gaſtwirth B. 
bei der Bezirkshauptmannſchaft wegen eigenmächtiger Selbſthilfe, bean⸗ 
tragte Beſtrafung des Gaſtwirthes und Urtheil auf Rückgabe der 
Joppe. Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte wie folgt: „In Erwägung, 
daß der Beſchuldigte einräumt, dem Dienſtknechte O. eigenmächtig, 
um ein Pfand für ſeine ihm gegen den letzteren zuſtehende Forderung 
zu erlangen, deſſen Joppe ausgezogen und zurückbehalten zu haben, 
in Erwägung, daß dieſe Handlung ſich mit Rückſicht auf $ 19 des 
a. b. G. B. und der Miniſterialverordnung vom 30. September, 
R. G. Bl. Nr. 198, als Uebertretung der eigenmächtigen Selbſthilfe 
darſtellt, wird der Gaſtwirth Mathias B. zu einer Geldſtrafe verur⸗ 
theilt“. Mathias B. recurrirte und machte geltend, daß ſeine Hand⸗ 
lung eine bei Gaſtwirthen übliche ſei, und daß ſie nur civilrechtlicher, 
nicht aber ſtrafrechtlicher Natur ſei. 

Die Statthalterei hob die erſte Entſcheidung wegen Mangel 
des Thatbeſtandes auf, „weil die eigenmächtige Selbſthilfe als ſolche, 
weder durch § 19 des bürgerlichen Geſetzbuches, noch durch ein anderes 
poſitives Geſetz als ſtrafbare Uebertretung erklärt und durch kein Geſetz 
den politiſchen Behörden zur Amtshandlung zugewieſen ſei. Außerdem 
und eben weil die eigenmächtige Selbſthilfe, als ſolche, keine Geſetzes⸗ 
übertretung in ſich ſchließe, ſo ſei gegen dieſelbe die angeführte Mini⸗ 
ſterialverordnung nicht anwendbar, da dieſe nur Strafbeſtimmungen für 
ſolche Handlungen und Unterlaſſungen enthalte, welche ausdrücklich durch 
ein Geſetz oder eine behördliche Verordnung als ſtrafbar erklärt ſeien.“ 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte wieder der Dienſtknecht 
Leopold O. und führt den Recurs alfo aus: „Die Selbſthilfe war 
ſeit Menſchengedenken in Oeſterreich nicht geſtattet, im Gegentheil 


ſtrafbar. Zahlreiche Entſcheidungen der ehemaligen Bezirksobrigkeiten, 
dann aber auch der Landesſtellen ſo wie des Miniſteriums des In⸗ 
nern, überhaupt derjenigen Central⸗Adminiſtrativſtellen, welche früher 
das Miniſterium des Innern vertraten, beweiſen das. Auch die Mini⸗ 
ſterien des Innern und die Staatsminiſterien ſeit dem Jahre 1848 
neifen wiederholt Entſcheidungen auf, welche die Selbſthilfe für ſtraf⸗ 
bar erklären. Selbſt Entſcheidungen jüngften Datums des Miniſteriums 
des Innern erklären im Principe die Selbſthilfe für ſtrafbar. Es 
hängt auch mit dem Weſen und der ganzen Natur, ſo wie mit der 
Geſchichte Oeſterreichs zuſammen, daß die Selbſthilfe ſtrafbar fein 
muß. In Oeſterreich war es immer Grundſatz, daß die Behörde um 
Hilfe anzugehen ſei und daß, wer ſich eigenmächtig helfe, abgeſehen 
vom civilrechtlichen Poſſeſſorium, ſtrafbar erſcheine Das tft auch poſitiv, 
außer allem Zweifel, klar. Der § 19 a. b. G. B. ſagt, daß, wer ſich 
ſelbſt helfe, ſich verantwortlich mache. Verantwortlich heißt aber 
nicht civilrechtlich haftbar, ſondern ſtrafrechtlich verantwortlich. Verant⸗ 
wortlich fein, ſich verantworten, find Ausdrücke, welche im Strafver⸗ 
fahren und im Disciplinarverfahren vorkommen. Sich verantworten 
heißt, vor der Strafbehörde Rede ſtehen. Es iſt auch etwas ganz ge⸗ 
wöhnliches, daß das bürgerliche Geſetzbuch ſtrafrechtliche, polizeiliche, 
fo wie überhaupt öffentlich⸗rechtliche Beſtimmungen enthält, und der⸗ 
jenige, welcher glaubt, im a. b. G. B. ſeien nur civilvechtliche Be⸗ 
ſtimmungen enthalten, das a. b. G. B. behandle nur Privatrecht, 
täuſcht ſich. Wenn nun angenommen werden muß, daß der § 19 a. 
b. G. B. die eigenmächtige Selbſthilfe im Allgemeinen als ſtrafbar 
erklärt, ſo dürfte es wohl auch nicht beſtritten werden können, daß die 
Miniſterialverordnung vom 30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, 
welche ein Geſetz iſt, anordnet, daß für eine ſolche Handlung Straſe 
eintritt; denn der Abſatz 2 der gedachten Verordnung beſagt klar Fol⸗ 
gendes: „Alle Handlungen, welche durch die beſtehenden Geſetze im 
Allgemeinen als ſtrafbar erklärt ſind, ohne daß eine beſtimmte Strafe 
dagegen verhängt erſcheint, ſind mit Geldſtrafen bis 100 fl. oder mit 
Arreſt bis 14 Tagen zu ahnden“. Wenn nun ein beſtehendes Geſetz 
(§ 19 a b. G. B.) dieſe eigenmächtige Selbſthilfe als ſtrafbar er⸗ 
klärt, ſo enthält die Verordnung vom 30. September 1857 den 
Strafſatz Im vorliegenden Falle iſt die eigenmächtige Selbſthilfe 
eclatant, obwohl fie noch nicht den Charakter einer ſtrafbaren Hand⸗ 
lung, welche das Strafgeſetz in ſich faßt, angenommen hat. Aus dieſen 
Gruͤnden und da eigenmächtige Selbſthilfe die öffentliche Rechtsord⸗ 
nung ſtört und abſolutes Unrecht iſt, da, wer ſich ſelbſt hilft ſich 
unter die Macht der im Rechte ſich verkörpernden ſittlichen Idee nicht 
beugen will, ſomit nach natürlichen Grundſätzen ſtrafbar erſcheint, 
wird die letzte Inſtanz gebeten, conform früheren Entſcheidungen, das 
recurrirte Erkenntniß der Statthalterei zu beheben und das erſte Er. 
kenntniß herzuſtellen“. 

Das k. k. Miniſterium des Innern jedoch wies unterm 15. Au⸗ 
guſt 1872, 3. 11.661 den Recurs mit Rückſicht auf § 301 der 
Strafproceßordnung als unſtatthaft zurück. 

Der vom Miniſtertum des Innern in dieſer Entſcheidung citirte 
§ 301 der Strafproceßordnung lautet: „Der Beſchädigte, oder über⸗ 
haupt derjenige, welcher ſich in ſeinen privatrechtlichen Anſprüchen ver⸗ 


letzt gleubt, darf die Berufung bloß gegen ein Strafurtheil und nur 
infoweit ergreifen, als dasſelbe über die privatrechtlichen Ansprüche 
entweder gar nicht erkannt hat, während nach dem Geſetze hierüber 
hätte erkannt werden können, oder als ſie ſich durch den Inhalt des 
hierüber gefällten Erkenntniſſes beſchwert erachten“. Es wurde ſomit 
aus einem bloß formellen Grunde der Recurs verworfen und über 
die Frade, ob eigenmächtige Selbfthilfe an ſich eine Uebertretung ſei, 
fand die endgiltige Entſcheidung nicht ſtatt. Eine adminiſtrativ⸗ 
ſtrafproceſſuale ſehr intereſſante Frage iſt übrigens die, ob nicht das 
Miniſterium des Innern, falls es die eigenmächtige Selbsthilfe an ſich 
als „Uebertretung“ anſieht, berufen geweſen wäre, die Entſcheidung 
der zweiten Juſtanz als nichtig ($$ 208, 209 der Strafproceßord⸗ 
nung) zu beheben. E. v. E. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenn eine Gemeinde auf Grund eines ſelbſt in ihren autonomen 

Wirkungskreis gehörigen Beſchluſſes in den privatrechtlichen Be⸗ 

ſitz eingreift, gehört die Entſcheidung über die diesfällige Befitzſtö⸗ 
rungsklage zur gerichtlichen Competenz. 


Im ſummariſchen Beſitzſtörungsſtreite des Fürſten Johann von 
L. als Patrons der Kirche zu R. gemeinſchaftlich mit dem dortigen 
Pfarrer wider die Stadtgemeinde R. wurden die Kläger von der 
erſten Inſtanz in Boͤhmen mit dem Klagebegehren um Erkenntniß: 
die geklagte Stadtgemeinde habe durch die Anordnung und die hierauf 
am 1. und 2. April 1869 wirklich erfolgte Setzung und Anpflanzung 
von Lind enbäumen auf der die R⸗Kirche umgebenden, „alter Fried⸗ 
hof“ genannten Fläche, die R.⸗Kirche, beziehungsweiſe den damaligen 
Pfarrer im Beſitze dieſer Fläche geſtört, — abgewieſen; 

„denn (fo die Gründe der erſten Inſtanz) bei dem Widerſpruche 
von Seite des Geklagten lag den Klägern der Beweis ob, daß 
die die R.⸗Kirche umgebende Fläche erwieſenermaßen „alter Friedhof“ 
genannt, bis zu dem Zeitpunkte der über Beſchluß des Gemeinde⸗ 
Ausſchuſſes ſeitens der Stadtgemeinde R. am 1. und 2. April vorge⸗ 
nommenen und auch erwieſenen Anpflanzung von Lindenbäumen auf 
beſagter Fläche ſich im factiſchen Beſitze der R. Kirche befand. 

Dieſer Beweis aber wurde nicht erbracht, indem von allen den 
klägeriſcherſeits angeführten Umſtaͤnden, welche als angebliche Beſitz⸗ 
handlungen dies klarlegen ſollen, von den hierüber geführten Zeugen 
die meiſten gar nicht, und wieder andere, welche ihrer Natur nach 
hauptſächlich als Beſitzhandlungen der Kläger hier in Betracht kommen 
könnten, wie beiſpielsweiſe das Ausſetzen verſchiedener Arten von 
Bäumen vor der Sacriſtei ſeitens des damaligen Pfarrers, ferner der 
Umſtand, daß letzterer die von ihm zur Feſtzeit geſtattete Aufſtellung 
von Verkaufsbuden auf dem „alten Friedhof“ ſtets nur in einer be⸗ 
ſtimmten Entfernung von der Kirche erlaubt habe, und jene Buden, 
welche näher der Kirche aufgeſtellt wurden, ſofort abreißen ließ — 
welche Wegreißung auch ſofort befolgt worden ſei — nur durch ver⸗ 
einzelte Zeugenausſagen und dies unvollſtändig beſtätigt werden. 

Aus dem Grunde und weil von dem geklagten Theile mehrere 
erwieſene Umſtände angeführt wurden, denen die Natur von Beſitz⸗ 
handlungen nicht abgeſprochen werden kann, welche ſomit eher darauf 
deuten, daß ſich die Stadtgemeinde von R. im Beſtitze der betreffenden 
ſtreitigen Fläche befand und dieſen Beſitz bei jeder Gelegenheit durch 
allerlei Beſitzhandlungen fertwährend und bis zum Zeitpunkte der 
wiederum von ihr veraulaßten und erfolgten Setzung von Lindenbäumen 
auch factiſch ausgeübt hat, — ſo konnte wegen des von den Klägern 
über die Thatſache des letzten factiſchen Beſitzſtandes nicht erbrachten 
Beweiſes in der von der Stadtgemeinde R. veranlaßten Anpflanzung 
von Lindenbäumen auf dem „alten Friedhof“ auch keine den Beſitz 
der R.⸗Kirche ſtörende Handlung erkannt und mußte demnach vorſte⸗ 
hende Klage abgewieſen werden.“ 

Das k. k. Oberlandesgericht zu Prag hat mit Entſcheidung vom 
9. Jänner 1872, 3. 29.215 und 43.539 nach Einvernehmen des 
böhmiſchen Landesausſchuſſes das erſtrichterliche Erkenntniß fo wie das 
ganze Verfahren behoben und dem Bezirksgerichte R. verordnet, die 
Klage als zum gerichtlichen Verfahren nicht geeignet zurückzuſtellen. 
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Gründe: 

„Wie aus dem Wortlaute des von der geklagten Seite in der 
Einrede producirten Protokolles über die am 16. März 1869 abge⸗ 
haltene Sitzung des R.⸗Gemeinde⸗Ausſchuſſes hervorgeht, wurde die 
Anpflanzung von Bäumen auf dem offenen, im Kataſter sub. P. 39 
der Gemeinde zugeſchriebenen Platze rings um die dortige Stadtkirche 
zum Zwecke der Stadtverſchönerung und unter ausdrücklicher Beziehung 
auf die Analogie des § 79 der Bauordnung beſchloſſen und dieſer Be⸗ 
ſchluß auch zur Ausführung gebracht. Derſelbe iſt demnach aus Rück⸗ 
ſichten der Oeffentlichkeit hervorgegangen und war die Gemeindever- 
tretung hiezu nach § 28 der Gemeindeordnung offenbar vollkom- 
men befugt. 

Es handelt ſich daher im vorliegenden Falle zunächſt um die 
Giltigkeit eines auf Grundlage des autonomen Wirkungskreiſes der 
Gemeinde gefaßten Beſchluſſes, welche Giltigkeit auch nur auf dem 
hiefür geſetzlich vorgezeichneten Wege angefochten werden kann. 

Selbſtverſtändlich wird es im Falle, wenn bezüglich des die R.⸗ 
Kirche umgebenden und mit Lindenbäumen angepflanzten Grundes die 
Frage des Eigenthumsrechtes zur Sprache käme, Sache der betreffen⸗ 
den Partei (des Kirchenpatrons oder der Gemeinde) ſein, ihre An⸗ 
ſprüche im Rechtswege durchzuführen, eine Frage jedoch, welche der 
Giltigkeit oberwähnter Entſcheidungen der autonomen Behörden, ſo⸗ 
weit es nämlich auf die Thatſache der Anpflanzung ankommt, keines⸗ 
wegs präjudiciren konnte. 

Dieſem nach betrifft die Streitſache nicht eine Angelegenheit, 
worüber nach der kaiſerlichen Verordnung vom 27. October 1849, 
Nr. 12 R. G. Bl. von den Gerichten zu verfahren und zu ent⸗ 
ſcheiden iſt.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hingegen erkannte am 28. März 
1872, 3. 3112, daß die Entſcheidung der vorliegenden Angelegenheit 
dem Gerichte zuftehe, weil es ſich in dieſem Falle in erſter Linie um 
Entſcheidung der Frage handelt, ob durch die von der Gemeindever⸗ 
tretung von R. beſchloſſene Anpflanzung von Lindenbäumen um die 
dortige Kirche ein von den Klägern behaupteter Beſttz der Kirche in 
Betreff des als „alter Friedhof“ bezeichneten Grundſtückes geſtört 
worden ſei und der Anordnung des § 38 der Gemeindeordnung 
und des § 79 der Bauordnnng für Böhmen keine ſolche ausdehnende 
Auslegung gegeben werden kann, um die Gemeindevertretung zu be⸗ 
rechtigen, in den privatrechtlichen Beſitz von Gemeindeangehörigen oder 
moraliſchen Perſonen eigenmächtig einzugreifen; — weßhalb die Er⸗ 
ledigung des Oberlandesgerichtes behoben und demfelben verordnet 
wurde, das Erkenntniß in der Sache ſelbſt zu ſchöpfen. G.⸗H. 


Zur Beleuchtung der rechtlichen Qualität jener Propinationsrechte, 
welche nicht mit dem Beſitze einer Liegenſchaft und beziehungsweiſe 
einer Erzeugungsſtätte verbunden find. (Zu den SG ue, un und 25*) 
des mähr. Propinations⸗Ablöſungsgeſetzes vom 29. April 1889.) 


Die Obrigkeit der Johanniter⸗Ritterordens⸗Commende K. zu 
B. hat das für die Vorſtädte K. L. und G. ihr zuſtehende Brannt⸗ 
weinregale in der Art geübt, daß ſie mit dem Vertrage vom 15. 
Juni 1806 an Joſeph H., Beſitzer des emphiteutiſch abverkauften 
obrigkeitlichen Wirthshauſes Nr. 5 in K. und ferner mit Vertrag vom 
1. Juli 1806 dem Michael T. das Recht zur Erzeugung und zum 


) Die im Falle fraglichen Geſetzesſtellen lauten: 

§ 42. Mit dem Beſitze der Brau- und Branntweinhäuſer, in welchen auf 
Grund des Propinationsrechtes die Bier⸗ und Branntweinerzeugung ansgeübt wurde, 
bleibt das Erzeugungsrecht fortan als Realrecht nach den für die Realgewerbe über⸗ 
haupt jeweilig beſtehenden Gewerbevorſchriften verbunden. 

Die Inhaber ſolcher Brau⸗ und Branntweinhäuſer können den Ausſchank von 
Bier und Branntwein in der Erzeugungsſtätte oder in einer andern dazu gehörigen 
Räumlichkeit aueüben; die Ausübung dieſes Ausſchankes in mehr als einer Schank⸗ 
ſtätte ift von der Erlangung einer Conceſſion nach den Gewerbevorſchriften abhängig. 

844. Verträge, welche zwiſchen dem Propinationsberechtigten und Propinations⸗ 
ſchänkern über den Ausſchank und die Abnahme von Getränken geſchloſſen wurden, 
ohne eine immerwährende Laſt einer Realität zur Getränkeabnahme zu begründen, 
können vom Tage der Rechtswirkſamkeit dieſes Geſetzes einvierteljährig gekündigt werden. 

Mit Ausgang der Kündigungsfriſt oder anderweit'gem Aufhören des zwiſchen 
dem Prepinationsberechtigten und dem Schänker beſtandenen perſönlichen Vertrags⸗ 
verhältniſſes erliſcht auch das hierauf beruhende Schankrecht. 

$ 45. Vom Tage der Kundmachung dieſes Geſetzes können keine Propinatious⸗ 
ſchänker beſtellt und keine Verträge geſchloſſen werden, welche eine Realität mit der 
Verpflichtung, Getränke abzunehmen, dauernd belaſten. 


Ausſchanke von Branntwein und Roſoglio gegen Kaufſchilling und 
Zins unter der Bedingung überließ, „daß dieſes Befugniß von den be⸗ 
treffenden Realitäten nicht getrennt werden ſoll, der Obrigkeit aber die 
weitere Benützung ihres Propinationsrechtes durch Verleihung des⸗ 
ſelben an andere Nachbarn vorbehalten bleibe“. Joſeph H veräußerte 
ſeine Realität an Joſeph F., welcher mit Vertrag vom 10. December 
1838 ein zu dieſem Wirthshauſe gehöriges Nebengebäude Nr. 5 /b ab⸗ 
trennte und dasſelbe ſammt dem im Vertrage von 1806 überkomme⸗ 
nen Branntwein⸗ und Roſoglio⸗Erzeugungs⸗ und Ausſchankrecht an 
Anton B. verkaufte. Mit dem Vertrage vom 30. April 1847 hat 
die Commende K. das im Vertrage vom Jahre 1806 vorbehaltene 
Propinationsrecht an Anton B., Beſitzer der vorerwähnten Realität 
Nr. 5/b verkauft und ſich jedes Branntwein⸗ und Roſoglio⸗Erzeu⸗ 
gungs⸗ und Ausſchauksrechtes oder der weiteren Verleihung eines ſolchen 
Befugniſſes ausdrücklich begeben, wobei feſtgeſtellt wurde „ daß dieſes 
jezt erworbene Regale mit dem bereits auf die Realität Nr. 5/b 
übertragenen Erzeugungs⸗ und Schankbefugniſſe in ein Regale ver⸗ 
einigt und dieſes ſohin vollſtändig gewordene Regale von der Realität 
Nr. 5 b nicht mehr getrennt werden dürfe. Von letzterer Bedingung 
iſt es jedoch laut Vertrages vom 13. Jult 1850 wieder abgekommen, 
indem daſelbſt feſtgeſetzt wurde, daß das im Jahre 1847 erworbene 
Regale allerdings ſelbſtſtändig verkauft und von dem im Jahre 1806 
erworbenen Erzeugunge⸗ und Ausſchanksbefugniſſe getrennt werden 
könne. In Beziehung darauf wurde mit dem Erlaſſe des Miniſteriums 
des Innern vom 6. März 1853. 3. 4862 ausgeſprochen, „daß der 
abgeſonderten Behandlung der beiden Rechte nichts entgegen⸗ 
ſtehe und daß es hiezu einer ausnahmsweiſen Geſtattung nicht be⸗ 
dürfe“. In Folge deſſen hat die beſtandene Kreisregierung in Brünn 
mit dem Erlaſſe vom 3. Mai 1853, 3. 2931 die Verträge vom 
30. April 1847 und 13. Juli 1850 politiſcherſeits definitiv geneh⸗ 
migt und zugleich bewilligt, daß das mit dieſen zwei Verträgen ohne 
Verbindung mit einer Realität verkaufte und damals von Rudolf K. 
ins Eigenthum erworbene, vormals obrigkeitliche Propinationsrecht der 
Commende K., Gutsinhabung zu B, als ein ſelbſtſtändiger Gegen⸗ 
ſtand des Privatverkehres analog mit den auf Realitäten nicht haften⸗ 
den Gewerbsrechten in die für ſolche Realgewerbe beſtehenden befon- 
deren öffentlichen Bücher mittelſt Eröffnung eines eigenen Foliums 
eingetragen werden dürfe. Das abverkaufte Propinationsrecht der Com⸗ 
mende K. erhielt ſohin eine abgeſonderte grund bücherliche 
Einlage unter der Bezeichnung „das ehemals obrigkeitliche, dermal 
verkäufliche Commende⸗K. .. er Propinationsrecht zur Erzeugung 
und zum Ausſchank von Branntwein und Roſoglio in der B. er Vor⸗ 
ſtadt und Kataſtralgemeinde K.“ 

Im Jahre 1857 erſtattete Leopold E. dem Gemeinderathe von 
B. die Anzeige, daß er das Commende⸗K .. er Propinations⸗ 
recht von dem bisherigen Eigenthümer desſelben Rudolf K. gekauft 
habe und den Ausſchank von Branntwein und Roſoglio im Hauſe 
Nr. 221, Ugartegaſſe in B., ausüben werde. Der Gemeinderath nahm 
dieſe Anzeige zur Kenntniß und ſtellte mit Berufung auf obigen Aus⸗ 
ſpruch der beſtandenen Kreisregierung vom 3. Mai 1853, 3 2931, 
dem gemäß das Commende⸗K . . er Propinationsrecht analog einem 
verkäuflichen Gewerbsrechte zu behandeln ſei, an das Landesgericht 
das Begehren, daß das Vormerkprotokoll über dieſes Recht dem Ge⸗ 
meinderath als politiſcher Behörde (im Grunde der Miniſterial⸗Ver⸗ 
ordnung vom 3. November 1855, Nr. 190 R. G. B.) zur weiteren 
Führung übergeben werde. Das Landesgericht lehnte dieſes Begehren 
ab, weil das obrigkeitliche Propinationsrecht als ein Theil eines un⸗ 
beweglichen Gutes nicht als ein verkäufliches Gewerbe, von dem es 
feiner ganzen Natur nach verſchieden iſt, an zeſehen werden könne und 
daher die beſtehende Einlage unverändert bei dem Grundbuche zu 
belaſſen ſei. In gleichem Sinne ſprach ſich auch die mähriſche Statt⸗ 
halterei über eine Anfrage des Gemeinderathes von B. aus, indem 
ſie unter Behebung des gegentheiligen Ausſpruches der beſtandenen 
Kreisregierung vom 3. Mai 1853, 3. 2931 bemerkte, daß die dem 
E. gegenwartig zuſtehende Berechtigung ein Ausfluß des vormals 
obrigkettlichen Propinationsrechtes ſei und demnach als ein dinglich es 
Dominicalrecht, keineswegs aber als ein radicirtes oder verkäuf⸗ 
liches Gewerbsrecht anzuſehen und zu behandeln ſei. 

So die Geſtalt des von Leopold E. zuletzt beſeſſenen Propi⸗ 
nationsrechtes. 

Im Grunde des ihm zuſtehenden Propinationsrechtes der Com⸗ 
mende K hatte nun Leopold. E. (welcher ſpäter auch die Realität 
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Nr. 5,b K. mit dem darauf haftenden Er zeugungs⸗ und Aus⸗ 
ſchanksrechte von Branntwein und Roſoglio erkaufte) für das Haus 
Nr. 221 Ugartegaſſe, für welches Haus er die Ausübung ſeines Pro⸗ 
pinationsrechtes durch Ausſchank von Branntwein und Roſoglio ſchon 
im Jahre 1857 angemeldet hatte, Propinationsſchänker beſtellt. 

Als nun Leopold E. am 17. Februar 1871 (alſo nach dem 
Juslebentreten des Geſetzes vom 29. April 1869, betreffend die Auf- 
hebung und Ablöſung der Propinationsrechte in Mähren) die Anzeige 
einbrachte, daß er fur das Haus Nr. 221 in der Ugartegaſſe anſtatt 
des bisherigen Schänkers Florian L. den Franz K zum Schänker auf⸗ 
genommen habe, hat der Gemeinderath von B. unterm 13. März 
1871 dieſe Anzeige zurückgewieſen. „weil der Beſtand der Brannt⸗ 
weinſchänke in Nr. 221 Ugartegaſſe auf dem vormals obrigkeitlichen, 
ſpäter verkäuflichen Commende K. . er Propinationsrechte beruhe, 
mithin dieſe Schänke für eine gewerbliche nicht angeſehen werden 
könne; weil ferner nach § 45 des mähriſchen Landesgeſetzes vom 29. 
April 1869. Landesgeſetz» und Verordnungsblatt über die Aufhebung 
des Propinationsrechtes die Beſtellung von Propinationsſchänkern ſeit 
dem Tage der Kundmachung dieſes Geſetzes nicht mehr zuläſſig 
ſei und weil endlich die Genehmigung der Beſtellung des Franz K. 
zum Schänfer in Nr. 221 Ugartegaſſe eine geſetzlich nicht mehr zu⸗ 
läſſige Beſtellung zum Propinationsſchänker begreifen würde“. 
Dagegen hat der Gemeinderath von B. die von E. erſtattete Anzeige 
über die Auflöſung des Schankverhältniſſes zu Florian L. zur Kennt⸗ 
niß genommen und demſelben bedeutet, daß in Anwendung des § 44, 
Abſ. 2 des ebenbezogenen Landesgeſetzes das Schankrecht in Nr. 221 
Ugartegaſſe als erloſchen angeſehen werde. 

Im Statthaltereirecurſe machte Leopold E. dagegen geltend, daß 
ihm kraft des überkommenen Propinationsrechtes der Commende K., 
das er bereits zur Ablöſung angemeldet habe, im Grunde des § 42 
des bezogenen Landesgeſetzes vom 29. April 1869 die Berechtigung 
zukomme, die Erzeugung und den Ausſchank von Branntwein und 
Roſoglio, den er bisher in Nr. 221 Ugartegaſſe betrieben habe, in 
dieſem Hauſe oder überhaupt in einem zu dem ehemaligen obrigkeit⸗ 
lichen Commende⸗K . . er Jurisdictionsbezirke gehörigen Haufe aus⸗ 
zuüben. Dieſe Berechtigung könne durch den Umſtand, daß Recurrent 
auch in den Beſitz der Realität Nr. 5/b mit dem darauf haftenden 
Erzeugungs⸗ und Ausſchauksrechte von Branntwein und Roſoglio ge⸗ 
langt ſei, nicht beirrt werden. 

(Durch Erhebungen der Statthalterei war conſtatirt worden, daß 
eine Branntweinerzeugung in Nr. 221 Ugartegaſſe nicht ftattfindet, 
und daſelbſt nur ein kleiner Deſtillationsapparat aufgeſtellt iſt, mittelft 
welchem hie und da geringe Mengen von Roſoglio und Liqueur aus 
Spiritus erzeugt werden.) 

Die Statthalterei hat hierauf folgendermaßen entſchieden: „Wie 
bereits mit dem Statthalterei⸗Erlaſſe vom Jahre 1858, 3. 29.036 
anerkannt worden iſt, befindet ſich Leopold E. im Beſttze der Berech⸗ 
tigung zur Erzeugung und zum Ausſchanke von Branntwein und Ro⸗ 
ſoglio als Ausfluß des vormals obrigkeitlichen K . . er Propinations⸗ 
rechtes und demnach als eines dinglichen Rechtes, ohne daß jedoch 
dieſe Berechtigung mit einer Realität verkauft worden wäre. Da nun 
E. auf Grund ſeiner obgedachten Berechtigung die bezügliche Erzeu⸗ 
gungsſtätte in gemietheten Localitäten des Hauſes Nr. 221 Ugarte⸗ 
gaſſe in B. hält, ſo kann demſelben als Inhaber dieſer Erzeugungs⸗ 
ſtätte mit Rückſicht auf $ 42 des Geſetzes vom 29. April 1869 über 
die Ablöſung der Propination der Betrieb des Ausſchankes daſelbſt 
nicht beanftändet werden, weßhalb auch in dem vorliegenden Falle 
eine Aenderung in der Perſon feines Beſtellten nach § 42 und nicht 
nach § 45 des obbezogenen Geſetzes zu behandeln iſt, und inſoferne 
kein polizeilicher Anſtand obwaltet, auch die Verlegung dieſer 
Erzeugungs⸗, reſp. Schaukſtätte in ein anderes Haus innerhalb des 
Territoriums der Vorſtadt von B. und Kataſtralgemeinde K. nicht 
zu beanſtänden ſein würde“. Sonach hat die Statthalterei dem Re⸗ 
curſe des Leopold E. Folge gegeben, den angefochtenen Beſcheid des 
Gemeinderathes von B. behoben und den Fortbetrieb dieſes Eichen 
Schankes und die Beſtellung des Franz K. als Schänker daſelbſt, in⸗ 
ſoferne gegen denſelben kein polizeilicher Anſtand obwaltet, genehmiget. 

Im Miniſterialrecurſe berief ſich der Gemeinde⸗Ausſchuß von B. 
auf den Wortlaut des § 42 des mähriſchen Landesgeſetzes vom 
29. April 1869, Nr. 23 und machte geltend, daß im Hauſe Nr. 221 
Ugartegaſſe niemals eine Erzeugnißſtätte geweſen ſei, da ins⸗ 
beſonders eine in letzter Zeit daſelbſt vorgenommene Manipulation mit 


dem Deſtillirapparate der bezüglichen Stätte die Eigenſchaft einer 
Erzeugungsſtätte im Sinne des bezogenen Landesgeſetzes nicht beilegen 
könne. Es fehle ſomit hier eine Vorausſetzung des § 42 des erwähn⸗ 
ten Landesgeſetzes, nämlich eine Erzeugungsſtätte oder eine andere 
dazu gehörige Räumlichkeit und es jet ſomit die Statthalterei⸗Entſchei⸗ 
dung als auf einer unrichtigen Annahme beruhend in der Grundlage 
weſentlich erſchüttert. a 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 21. Juni 1872, 
Z. 2886 die Statthalterei⸗Entſcheidung aufgehoben und den erwähnten 
Erlaß des Gemeinderathes vom 13. März 1871 aus folgenden Er⸗ 
wägungen aufrecht erhalten: „Da nämlich nach den gepflogenen 
Erhebungen das Haus Nr. 221 der Ugartegaſſe als ein „Branntwein⸗ 
haus“ im Sinne des § 42 des Landesgeſetzes vom 29. April 1869 
nicht anzuſehen iſt, da in demſelben Branntwein nicht erzeugt worden 
iſt, ſo kann bei Beurtheilung der Frage über die Zuläſſigkeit des Fort⸗ 
betriebes des in dieſem Haufe ausgeübten Schankes nicht die Beſtim⸗ 
mung des § 42 des eitirten Geſetzes maßgebend ſein, ſondern es haben 
die Beſtimmungen der 98 44 und 45 in Anwendung zu kommen und 
nach dem klaren Wortlaute derſelben erſcheint der vorerwähnte Erlaß 
des Gemeinderathes vom 13. März 1871 vollkommen begründet“. 


Anmerkung des Einſenders: Gegenüber der Auffaſſung 
des Miniſteriums ließe ſich zu dieſer intereſſanten Rechtsfrage etwa 
noch die Meinung hören: daß das von Leopold E. im guten Glauben 
um 2500 fl. erkaufte Recht, in der B. er Vorſtadt K. Branntwein 
ausſchließlich auszuſchänken, obwohl nicht mit dem Beſitze einer Liegen⸗ 
ſchaft verbunden, doch in dem Anbetrachte, daß Propinations⸗ 
rechte durch die Landesverfaſſung für unbewegliche Sachen er⸗ 
klärt waren (§ 298 a. b. G. B.) als Grundbuchsobject behandelt 
worden iſt und noch heute einen Gegenſtand des Grundbuchs bildet, 
daß es daher, wenngleich durch das mähriſche Landesgeſetz vom 29. 
April 1869, 8 1 und 45 des Charakters der Ausſchließlichkeit und 
des Befugniſſes, im ehemaligen Propinationsbezirke Schänker zu be⸗ 
ſtellen, entkleidet, doch als Real⸗Schankrecht reſpectirt werden müſſe 
und daß es dem E. freifteht, dieſes Schankrecht an einem beliebigen 
Orte in der Vorſtadt K. perſönlich oder durch einen Stellvertreter oder 
Pächter auszuüben, iuſoferne gegen den Ausübungsort und die Per⸗ 
ſönlichkeit kein Anſtand. polizeilicher Natur beſteht. * 

Aehnlich verhalt es ſich mit den ſogenannten Dominicalgewerben 
in Nieder-Oeſterreich, die abgeſondert von dem Dominicalkörper mit 
oder ohne eine dazu gehörige Realität veräußert worden find; fie 
ſind, wenn ſie vor ihrer Veräußerung im ſtädtiſchen Giltbuche einge⸗ 
tragen waren oder im Grundbuche oder Gewerbeprotokolle ordnungs⸗ 
mäßig vorkommen, auch als radicirt und rückſichtlich verkäuflich an⸗ 
zuerkennen. (Hofdecret vom 12. Juni 1835, Polttiſche Geſetz»Samm⸗ 
lung 63. Band, 226. Seite und nieder⸗öſterreichiſche Grundentlaſtungs⸗ 
vorſchrift vom 13. Februar 1850, § 6, 3. 1.) 8. 


Titteratur. 


Lienbacher, Georg. Das öſterreichiſche Polizei-Strafrecht. 
J. Theil. Wien 1872, Selbſtverlag des Verfaſſers. 


Es gehört wahrlich viel Selbſtverläugnung dazu, am Vorabende großer [egig- 
lativer Reformen auf dem Gebiete des Verwaltungs rechtes ſich an die Bearbeitung gerade 
jener Materie zu machen, welche am erſten von dem Umſchwunge berührt werden muß, 
weil fie am meiſten der Reformen bedarf. Aber ſelbſt auf die Gefahr hin, ſich nur eines 
edhemeren Daſeins zu erfreuen, mußte fo eine Arbeit gleichwohl ausgeführt werden; 
der Geſetzgeber bedarf ihrer in demſelben Maße, als der praktiſche Verwaltungsbeamte 
und der Theoretiker am Katheder der Hochſchule. Alle dieſe werden Herrn Lenbacher 
ſicher Dank wiſſen, daß er den Wurf gewagt hat. Freilich dem dermaligen Ideale eines 
ſolchen wiſſenſchaftlichen Werkes entſpricht die Arbeit keineswegs in vollem Maße. Nach 
dem Stande der Doctrin in anderen Ländern und nach der Analogie der Behandlung 
der übrigen, und insbeſondere verwandter Rechtsgebiete muß man auch von einer Dar⸗ 
ſtellung des öſterreichiſchen Polizei Strafrechtes nicht nur Vollſtändigkeit in der Mit⸗ 
theilung legiſtiſchen Materiales und juriſtiſche Conſtruction der verſchiedenen Rechts⸗ 
ſätze erwarten, es müßte darinnen auch eine Dogmengeſchichte, eine auf dem Grunde 
der Natur der Rechteverhältniſſe erwachſene Syſtematlk des Stoffes geboten und mit 
einer juriſtiſchen Kritik des beſtehenden Rechtes die Bezeichnung der Ziele der Geſetz⸗ 
gebung verbunden werden. Wenn nun auch das vorliegende Werk nicht allen dieſen 
Anforderungen gerecht wird, fo müfſen wir doch anerkennen, daß es von einem höheren 
wiſſenſchaftlichen Geiſte getragen iſt, als man ihn bei den bisher erſchienenen Werken 
ähnlicher Art anzutreffen gewohnt iſt. Lienbacher hat zunächſt allerdings auch nur das 
praktiſche Bedürfniß im Auge, aber er empfindet, daß es ſelbſt für dieſes nicht genüge, 
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lediglich Geſetze und Verordnungen zuſammenzuſtellen, ſie mit Noten zu verb rämen 
und das Ganze dann in Capitel und Bücher zu theilen. Er verſucht wenigſtens eine 

natürliche Syſtematik des Stoffes aufzubauen, er will weiter das Polizeiſtrafrecht nicht 

iſolirt, ſondern in engem Zuſammenhange mit dem allgemeinen Strafrechte behandeln 

und wird dadurch zur Erörterung vieler principieller Fragen geführt, mit denen die 
Rechtspflege ſich wiederholt zu beſchäftigen genöthigt war, welche wir aber bie her ver⸗ 

geblich in Lehr⸗ und Handbüchern des Polizei⸗Strafrechtes ſuchen. So werden J 8 
im allgemeinen Theile Umfang und Eintheilung des öſterreichiſchen Strafrechtes über⸗ 

haupt, die Anrechnung der Delicte, die Beſtrafung derſelben, Strafumwandlung, De⸗ 

licte, welche von Ausländern oder im Auslande verübt werden, die Anhaltung in den 

Zwangsarbeitsanſtalten, ausführlich beſprochen. Dem allgemeinen folgt dann ein be⸗ 

ſonderer Theil mit dem eigentlichen poltzeiſtrafrechtlichen Detail. Soweit nach dem 

bis jetzt vorliegenden Hefte ein Schluß auf das Ganze gezogen werden kann, können 

wir das Werk ohne Bedenken allen, welche ſich für den Gegenſtand ſelbſt intereſſiren, 

beſtens empfehlen. Dr. V. P. 


Lienbacher, Georg. Sammlung oberſtbehördlicher Entſcheidun— 
gen in Polizeiſtrafſachen. Erſte Lieferung, betreffend die Feld⸗Forſt⸗ und 
Jagdpolizei-Uebertretungen. Wien 1872. Selbſtverlag des Verfaſſers. 

Nach der Abſicht des Verfaſſers und der ganzen Anlage ſchließt ſich dieſe 
Sammlung gewiſſermaßen als praktiſcher Theil an das oben beſprochene Buch über 
das öſterr. Polizeiſtraſrecht an. Eine ganz ſtattliche Reihe von Rechtsfällen aus dem 
Gebiete des Feld⸗, Forſt⸗ und Jagdpolizeirechtes werden uns im vorliegenden Hefte 
mitgetheiit; ihm ſollen in gleicher Weiſe angelegte weitere Hefte folgen, in denen 
andere Gruppen des behandelten Rechtsgebietes Berückſichtigung finden werden, Faſt 
aueſchließlich aus der Zeit von 1860 bis 1870 genommen, gehören die mitgetheilten 
Judicate der conftitutionellen Aera an und geben ein buntes Bild des Rechtslebens 
einer der bewegteſten Perioden der öſterreichiſchen Verwaltung. Im Ganzen find bie 
Fälle gut und präcis dargeſtellt. Prüft man jedoch dieſelben nach ihrem juriſtiſchen 
Gehalte, jo zeigen ſie ſehr ungleiche Qualität. Neben Fällen von hohem juriſtiſchen In⸗ 
tereſſe begegnen wir auch ſolchen, die durch nichts zu legitimiren vermögen, weßhalb ſie in 
das Buch Aufnahme fanden. Es ſei beiſpielsweiſe nur der Fälle: 6 (Verurtheilung zu 
Schadenerſatz ohne Strafverhängung), 39 (beſtrafte Unnachgiebigkeit), 51 (traurige 
Wirthſchaft im Rechtsleben), 55 (Strenge Polizei und raſche Juſtiz einer Gemeinde) er⸗ 
wähnt. Das erkzärt ſich nur durch den Mangel eines feſten Princips bei der Auswahl des 
Stoffes. In der Judicatur der verschiedenen Behörden vollzieht ſich eine Art Rechtsbildung 
welche neben der Geſetzgebung, ſie intenſiv und extenſiv ergänzend, einhergeht. Auf 
dieſer Seite der Sache ift deßhalb die Bedeutung der Entſcheidungen zu ſuchen. Prär 
judicatenſammlungen werden darum nur dann ihren wahren Werth erhalten, wenn 
bei der Auswahl der Fälle insbejondere auf dieſes Moment das Hauptgewicht gelegt 
und in die Sammlung nur ſolche Entſcheidungen aufgenommen werden, mit denen 
irgend ein neuer Rechtsſatz ins Leben eingeführt wird, fei es, daß eine bisher unbekannte 
Conſequenz des Geſetzes gezogen, oder eine theoretiſche Controverſe in der Interpreta⸗ 
tion desſelben nach der einen oder anderen Richtung endgiltig entſchieden, oder geradezu 
earente lege für den zur Eutſcheidung gekommenen Fall eine eigene Rechtsnorm 
ſtatuirt wird. Vielleicht geben dieſe Bemerkungen dem Verfaſſer der Sammlung Anlaß, 
in den weiteren Lieferungen eine ſtrengere Sichtung vorzunehmen. Dr. V. P. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Obereinnehmer des Hauptzollamtes in Brünn 
Joſeph Nez dara den Titel eines kaiſerl. Rathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Dr. Karl Menger, Redactionsmitglied der 
Wiener Zeitung, zum Miniſterialſecretär ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zweiter Claſſe Karl 
Freiherrn v. Menſi zum Bezirkshauptmann erſter Claſſe in Tirol ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Hüttenzeugſchaffer Karl Mann zu Pribram 
zum Hüttenmeiſter in Joachimsthal ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Bergweſensexſpectanten Adalbert Cap zum 
Hüttenzeugſchaffer in Pribram ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Schriftſteller und Control⸗ 
Redacteur des Reichsgeſetzblattes Franz Le vſtik zum Scriptor an der Studien⸗ 
bibliothek in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor der Grazer Landeshauptcaſſe Karl 
Paulin zum Director der Laibacher Landeshauptcaſſe und den Controlor der Lai⸗ 
bacher Landeshauptcaſſe Eduard Krickl zum Controlor der Landeshauptcaſſe in 
Graz ernannt. 


Erledigungen. 


Mehrere Finanzconcipiſtenſtellen bei der u. b. Finanzlandesdirection mit 700 fl. 
Gehalt und im Falle der Verwendung in Wien mit 200 fl. Quartiergeld, bis 
20. September. (Amtsbl. Nr. 196.) 5 8 N 

25 Poſtacceſſiſtenſtellen zweiter Claſſe mit je 500 fl. Jahresgehalt und im 
Falle der Verwendung in Wien mit 120 fl. Quartiergeld gegen Cantion pr. 400 fl., 
bis 25. September. (Amtsbl. Nr. 196.) . 

2 Prakticantenſtellen beim Rechnungs departement der n. ö. Statthalterei 
mit je 200 fl. Adjutum, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 197.) N 

Calculantenſtelle beim Rechnungsdepartement der n. ö. Statthalterei mit. 
1 fl. Taggeld, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 197.) f 5 

Punzenſchlägersſtelle in Prag mit 450 fl. Gehalt, bis Ende September. 
(Amtebl. Nr. 197.) f 

2 Oberamtsofficialsſtellen beim Hauptzollamte in Wien mit je 900 fl. Gehalt 
und je 200 fl. Quartiergeld jährlich, eventull eine Amtsofficialsſtelle mit 700 fl. und 
150 fl. Quartiergeld oder Amtsaſſiſtentenſtelle mit 600 fl., beziehungsweiſe 500 fl 
Gehalt und 120 fl. Quartiergeld, bis 25. September (Amtsb. Nr. 198.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori 


